
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 2. Februar 2016  

 

 Nr. 2016/161  

Vereinbarung zwischen dem Regierungsrat des Kantons Solothurn, vertreten durch 

das Departement des Innern, und der Ausgleichskasse des Kantons Solothurn (AKSO) 

betreffend die Verwaltungskostenentschädigung für den Vollzug der Ergänzungs-

leistungen für Familien  

Verlängerung für die Jahre 2016 und 2017 

  

1. Erwägungen 

Nach den §§ 29 und 85septies des Sozialgesetzes vom 31. Januar 2007 (SG; BGS 931.1) vollzieht die 

Ausgleichskasse das kantonale Recht über die Ergänzungsleistungen für Familien. Die ihr daraus 

entstehenden Kosten sind der Ausgleichskasse zu vergüten (§ 35 SG). 

2. Erwägungen 

Das Departement des Innern hat gestützt auf den RRB Nr. 2014/2153 vom 8. Dezember 2014 ei-

ne Vereinbarung über die Verwaltungskostenentschädigung für den Vollzug der Ergänzungs-

leistungen abgeschlossen. Die Vereinbarung hatte Geltung für das Jahr 2015. 

Die abgeschlossene Vereinbarung hat sich bewährt. Zudem sind die Ergänzungsleistungen für 

Familien vorerst befristet bis Ende 2017 eingeführt; über deren Weiterführung wird im Verlaufe 

des Jahres 2016 entschieden. Dabei wird auch die Frage beantwortet, wer künftig den Vollzug 

dieser Leistung übernimmt. Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, die bestehende Ver-

einbarung für die Jahre 2016 und 2017 zu verlängern. 

3. Beschluss 

3.1 Einer Verlängerung der Vereinbarung mit der Ausgleichskasse des Kantons Solothurn 

betreffend die Verwaltungskostenentschädigung für den Vollzug der 

Ergänzungsleistungen für Familien für die Jahre 2016 und 2017 wird zugestimmt. 

3.2 Der Vorsteher des Departementes des Innern wird ermächtigt, den Anhang über die 

Verlängerung der Vereinbarung namens des Regierungsrates zu unterzeichnen. 

Andreas Eng 

Staatsschreiber 

  



2 

 

Beilagen 

Anhang zur Vereinbarung über die Verwaltungskostenentschädigung für den Vollzug der Er-

gänzungsleistungen für Familien. 

Verteiler (Versand durch ASO) 

Amt für soziale Sicherheit (3); HAN, HER, BOR (2016/013) 

Finanzdepartement 

Volkswirtschaftsdepartement 

Ausgleichskasse 

Staatskanzlei (Vertragsbuch) 
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